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Belegung§ 64 StGB 

Gesetzesreformen mit dem Ziel der 

Reduzierung von Unterbringungen



§64 StGB i.V.m. Maßregelvollzugsgesetzen der Länder,
z.B.§ 2 StrUG (strafrechtsbezogenes Unterbringungsgesetz) NRW:

• Heilung  von dem Hang oder Bewahrung vor einem Rückfall, 

alkoholische Getränke oder andere berauschende Mittel im Übermaß zu 

sich zu nehmen

• Eingliederung der untergebrachten Person in die Gesellschaft / 

Rehabilitation/Resozialisation

• Abhaltung von der Begehung erheblicher rechtswidriger Taten, die 

auf den Hang zurückgehen.

• Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der untergebrachten Person

(hoch gesteckte) Ziele des§ 64 StGB



§§ 64 ff StGB beinhalten in Anordnung und Vollstreckung diverse

Schwierigkeiten und Unwägbarkeiten, die sich in ihrer Komplexität als

rechtliche und tatsächliche "Fallstricke" bei der Umsetzung der

Vollzugs-Ziele erwiesen haben und erweisen...

❖ für die untergebrachte Person

❖ für die Kliniken

❖ für die Gerichte

❖ für die Allgemeinheit

❖ für den Gesetzgeber

Hohe Erwartungen – hoher Aufwand – hohe Kosten

Mangelhafte Ergebnisse des§ 64 StGB

Ist § 64 StGB gescheitert? Erledigt? Entbehrlich?

Theorie und Praxis§ 64 StGB 



Vollzug des § 64 StGB

Vollzug = Behandlung der untergebrachten Person

• in einer Entziehungsanstalt (Einrichtung /Krankenhaus...) 

• durch ärztliches, psychologisches, pflegerisches Personal

• nach den Vorgaben der MRV-Gesetze der Länder 

• Wann?

• Wo?

• auf welche Art? Wie?

• unter welchen Bedingungen?

" Wünsch Dir was?! "               "So ist es!!"



Wo und Wie?

Erreichen der Vollzugsziele?!  - Abhängigkeiten!

• Welche Klinik? (heimatnah – heimatfern)

• Welche Station? (Belegungszahl, spezialisiert)

• geschlossen, halboffen, offen?...

• Mehrbettzimmer ./. Einzelzimmer

• Therapieangebote (Menge, Qualität)

• Ausbildungsangebote (Menge, Qualität)

• therapeutisches Personal (Menge, Qualität, Personalschlüssel)

• MitpatientInnen (Alter, Kriminalitätsausprägung, Nationalitäten)

• Behandlungs-Konzepte?

• Lockerungskonzepte?

• ...



Wer?

einzige Gemeinsamkeit der Untergebrachten: 

Straftäter, die Alkohol oder/und illegale Drogen konsumieren 

im übrigen: völlig unterschiedliche Hintergründe

• therapie(un)erfahrene Personen

• haft(un)erfahrene Personen

• Personen mit und ohne aktuelle Begleitstrafe

• nicht-deutsch-sprechende Personen

• Personen mit beschränktem/ohne Aufenthaltstitel

• Personen, deren Abschiebung  schon feststeht

• Personen mit (zusätzlicher) Sicherungsverwahrung § 66 StGB

• Personen mit zusätzlicher LL (lebenslange Freiheitsstrafe)

• Personen mit (zusätzlichem) § 63 StGB.  ....

aber: 

grd. gruppentherapeutisches Konzept im § 64 StGB !?



Wann?

Grundsatz: Sofort!

§67 Abs. 1 StGB, Maßregel vor der Strafe

Praxis:  verzögerter Beginn – idR erst nach Monaten!

1. Organisationshaft

2. Vorwegvollzug ( 67 Abs. 2 StGB)

3. Vorwegvollzug anderer Strafen

(§ 44b StrVollstrO)



Organisationshaft

Organisationshaft (JVA-Aufenthalt nach Rechtskraft der Maßregel)

= gesetzlich nicht vorgesehener Aufenthalt in

einer falschen Vollstreckungseinrichtung bis

irgendwo ein Platz im Maßregelvollzug gefunden ist.

Problem: nicht genügend Plätze und lange Wartelisten!

grundsätzlich unzulässig (BVerfG NJW 2006, 427ff)

aber im Einzelfall - bei "unverzüglichen stetigen Bemühungen„ der StA:

"angemessene Zeit" / 3 Monate wurden/werden von Rechtsprechung 

akzeptiert

(BVerfG NJW 2006, 427ff; OLG Düsseldorf, Beschluss vom 18. März 2021 – III-2

Ws 37/21 ; OLG Hamm, Beschluss vom 07. Mai 2019 – III-1 Ws 209/19 –, juris

Organisationshaft wird nicht auf die  

ersten 2/3 der Strafe angerechnet, 

sondern auf das letzte Drittel!



Vorwegvollzug § 67 Abs. 2 Satz 1 StGB

1. Vorwegvollzug§ 67 Abs. 2 Satz 1 StGB

...wenn der Zweck der Maßregel so leichter erreicht werden kann§ 67

Abs. 2, Satz 1 StGB

zulässig nur im begründeten Einzelfall! BGH, B. v. 28.04.2016 – 4 StR 474/15 –

juris-

z.B.

a. Herstellen der Therapiebereitschaft

Aufgabe des Maßregelvollzugs?!

b. Herstellung der Therapiefähigkeit

Erwerb von Sprachkenntnissen, Ausbildung

c. Gefährdung des Therapieerfolgs bei erwartbarer nachfolgender 

Strafvollstreckung

VU soll nicht nach durchgeführter Maßregel noch einmal in Strafhaft.



Vorwegvollzug § 67 Abs. 2 Satz 4 StGB

2. Vorwegvollzug der gesamten Strafe § 67 Abs. 2 Satz 4 StGB

a. vollziehbare Ausreiseverpflichtung

b. Erwartung: Ende des Aufenthaltes in Deutschland während

oder unmittelbar nach Verbüßung der Strafe

(i.d.R. nämlich keine  Abschiebung aus der Maßregel?!)

c. auch nachträglich durch Strafvollstreckungskammer 

§ 67 Abs. 3 Satz 2 StGB  

aber:  Strafvollstreckungskammer = Superrevisionsinstanz 

deshalb:  nachträgliche Anordnung nur bei Eintritt neuer Tatsachen)

d. Achtung: § 67 Abs. 3 Satz 2, 3 StGB: Zwingende Aufhebung 

der Anordnung, wenn Erwartung der Aufenthaltsbeendigung 

entfällt

(nachträglich durch die Strafvollstreckungskammer § 67 Abs. 3 Satz 3 StGB)



Vorwegvollzug § 67 Abs. 2 Satz 2 StGB

3.§ 67 Abs. 2 Satz 2 StGB = Soll- und Sonderreglung für§ 64 StGB

bei zeitiger Anlass-Strafe von mehr als drei Jahren

Teil-Vorwegvollzug der Strafe zwingend

Ausnahme bei 

• dringender Therapiebedürftigkeit (BGH StV 2008,306)

• Angekl. befindet sich bereits in  64 StGB aus früherem Verfahren 

(BGH B.v.05.05.2020 – 4 StR 170/20)

Achtung: wenn § 67 Abs. 2 Satz 2 StGB  einschlägig

kein Raum mehr für die Anwendung des § 67 Abs. 2 Satz 1 StGB! 

... auch nicht für den Abschluss einer Ausbildung oder mehr 

Spracherwerb in der JVA  (BGH NJW 2020, 1826)



Bemessung der Dauer des Vorwegvollzuges!?

Berechnungsregel: § 67 Abs. 2 S. 3 StGB:

Dauer des vorweg zu vollziehenden Strafteils ist zwingend und

ausschließlich so zu bemessen, dass nach seiner Vollziehung und einer

anschließenden Unterbringung eine Bewährungsentscheidung nach

§§ 67 Abs. 5 S. 1, 57 StGB zum Halbstrafenzeitpunkt ergehen

kann.

rechne: Strafe : 2 – Dauer der Behandlung = Vorwegvollzug

…die konkrete Wahrscheinlichkeit einer Halbstrafenaussetzung hat dabei außer

Betracht zu bleiben (BGH NStZ-RR 2008, 182).

d.h. selbst, wenn das Tatgericht eine günstige Kriminalprognose zum

Halbstrafentermin für unwahrscheinlich hält, muss es bei der Berechnung

gleichwohl von einer solchen ausgehen und darf nicht deswegen die

Vorwegvollzugsdauer verlängern, um z.B. in Haft bessere Bedingungen zu

schaffen (Ausbildung beenden, Sprache o.a.)



Dauer der Behandlung in der 

Entziehungsanstalt (1)

d.h. Orientierung bei der Bemessung:

voraussichtliche Dauer der Behandlung 

Die Dauer für eine erfolgreiche Behandlung ist somit konkret (?!) 

und individuell festzustellen und im Urteil darzulegen.

Wie soll das gehen??

Eine präzise Vorhersage in einem Bereich, in dem es auf menschliche innere

Faktoren wie Therapiefähigkeit und Therapiebereitschaft von teils sehr

persönlichkeitsauffälligen Personen ankommt, ist

gar nicht möglich und allenfalls hypothetisch.

Dennoch verlangt der BGH für § 67 Abs. 2 Satz 2 StGB eine konkrete 

Festlegung, die entsprechend nur falsch sein kann.... denn:



Dauer der Behandlung in der 

Entziehungsanstalt (2)

Objektive Bedingungen der Therapie sind z.Zt. d. HVT noch völlig 

ungewiss (s.o): 

• In welche Einrichtung kommt d. Angekl.?! 

• Konzeption der Einrichtung, in der ein Platz frei wird?!

• TherapeutInnenwechsel, -kontinuität?! 

• TherapeutInnenenschlüssel?! 

• Belegungssituation!? 

• Anzahl und Verhalten von höchst individuellen Mitpatienten!

All diese objektiven Faktoren sind völlig offen und beeinflussen 

ihrerseits  subjektive Bedingungen in der Person des Betroffenen:

• Therapiemotivation 

• Krisen und Rückschritte 

• Lockerungen 

• Fortschritte…



Dauer der Behandlung in der 

Entziehungsanstalt (3)

falsch:   „Die tatsächliche Behandlungsdauer beträgt genau/max. 2 Jahre!“

... ist aber in über 90 % der Fälle die Prognose der gemäß§ 246a StPO

eingeschalteten Sachverständigen zur Dauer der Behandlung, die meist

ohne weitere Darlegungen ungeprüft von den Tatgerichten übernommen

wird.

- Geschuldet ist diese (sich jeden Tag in den Entziehungsanstalten der

Bundesrepublik Deutschland als falsch erweisende!!) Annahme der

früheren Rechtsprechung des BGH "max. 2 Jahre", die aber mit

Gesetzesänderung 2016 obsolet sein müsste.

richtig:       durchschnittliche Dauer einer erfolgreichen  Entziehungstherapie

beträgt etwa  3 Jahre

Untersuchungen: 40 Monate, 35 Monate, bzw. 37 Monate

(s. Kemper R&P 2008, 18; Dimmek, 2010, 24 (58); Trenckmann, JR 2010, 502 ff; 

Schneider, NStZ 2014, 617 (620); Trenckmann, NStZ 2011, 322 (327f))



Übermäßig langer Freiheitsentzug durch 

Falschberechnung der Therapiedauer !

Rechenbeispiel: 

Freiheitsstrafe neben § 64 StGB: 6 Jahre

Prognostizierte Therapiedauer: "2 Jahre"

Vorwegvollzug (inkl. U-Haft) 1 Jahr

Tatsächliche Therapiedauer 3 Jahre

Gesamtfreiheitsentzug 4 Jahren = 2/3 Termin

weiteres Rechenbeispiel: 

Freiheitsstrafe neben § 64 StGB: 4 Jahre

Prognostizierte Therapiedauer: "1 Jahr"

Vorwegvollzug (inkl. U-Haft) 1 Jahr

2/3    =  2 Jahre 4 Monate

Tatsächliche Therapiedauer 3 Jahre

Gesamtfreiheitsentzug nach 4 Jahre

1 Jahr über 2/3 ohne Anrechnung



Folgen eines zu langen Vorwegvollzuges

Fazit:

Therapiedauer  zu kurz bemessen              zu langer Vorwegvollzug!

Keine Entlassung zum Halbstrafenzeitpunkt! 

Keine Entlassung zum 2/3-Zeitpunkt

häufig Entlassung erst zur Höchstfrist!!

Ziel des Gesetzgebers (frühstmögliche Entlassung) wird häufig verfehlt!

und Gesamtdauer des Freiheitsentzuges erhöht sich!

Übrigens: 

Wie lange die Unterbringung in der Entziehungsanstalt tatsächlich dauert, 

entscheidet die Strafvollstreckungskammer. Dies kann im Urteil nicht

festgelegt werden (OLG Düsseldorf NStZ-RR 1996,293);  auch nicht durch die 

Berechnung des Vorwegvollzuges im Urteil …wie viele Untergebrachte meinen!!



Verfahren für die Entscheidung

gem. §§ 64,  67e StGB 

Verfahrensregeln: §§ 463 Abs. 1, Abs. 3. StPO,

§§ 454 Abs. 1- 4, 462, 462a StPO, 78b Abs. 1 Nr.2 GVG.

• halbjährliche Überprüfung § 67e StGB

• Zuständigkeit: kleine Strafvollstreckungskammer - Einzelrichter/in-

• keine obligatorische Pflichtverteidigung gem. § 140 StPO analog

• Staatsanwaltschaft, Verteidiger/in, Untergebrachte/r und Maßregelvollzugsklinik 

sind zu hören.  

• Stellungnahme der Klinik obligatorisch.

• Mündliche Anhörung d. Untergebrachten. (Verzicht möglich). 

• Einholung eines Sachverständigengutachtens

• Mündliche Anhörung d. Sachverständigen (Verzicht möglich)



Forensische Sachverständige im 

Maßregelvollstreckungsverfahren

• Prognosegutachten§§ 463 Abs. 3 Satz 3 und 4, 454 Abs. 2 StPO, 

57, 57a, 67d StGB

...wenn die Kammer erwägt zu entlassen 

...zur besseren Sachaufklärung

• Behandlung/ Vollzugs-Lockerungs-Gutachten,

(Maßregelvollzugsgesetze der Länder)

• Sog. 3- bzw. 2- Jahresgutachten §§ 463 Abs. 4 StPO, 67e StGB

• tagelange Suche, bereite Sachverständige zu finden

• monatelange Frist bis zur Gutachten-Erstellung!

• schwierige Terminssuche für die mündliche

Anhörung d. Sachverständigen

verzögerte Entlassung!!



Entscheidungen der StVK betr. § 64 StGB

• Fortdauer der Unterbringung 

• nachträgliche Anordnung von Vorwegvollzug (§ 67 Abs. 2, 3 StGB)

• nachträgliche Überweisung in den Vollzug des § 63 StGB (§ 67a StGB) 

• Aussetzung der Unterbringung und der Reststrafe(n) 

(§§ 67Abs. 2, 67 Abs. 5 Satz 1, 57 Abs. 1, 2 StGB)

• Aussetzung der Unterbringung (§ 67 Abs. 2 StGB), aber keine Aussetzung 

der Reststrafen(n), weil

– keine Härtefallanrechnung (§ 67 Abs. 6 StGB)

– negative Kriminalprognose i.S.d. § 57 StGB

– evt. sog. Fortsetzungsvollzugs (§ 67 Abs. 5 Satz 2 StGB)

• Erledigung der Unterbringung und Nichtaussetzung der Reststrafe(n) 

(§ 67d Abs. 5, 57 Abs. 1  StGB )

• Erledigungsfeststellung der Unterbringung nach Ablauf der Höchstfrist und 

Aussetzung oder Nichtaussetzung der Reststrafe (§§67 Abs. 4 , 57 Abs. 1 

StGB)



eigene Ergebnis-Statistik 

• Aussetzung der Unterbringung und der Reststrafe(n)

(§§ 67Abs. 2, 67 Abs. 5 Satz 1, 57 Abs. 1, 2 StGB) ca. 20 %

• Aussetzung der Unterbringung (§ 67 Abs. 2 StGB), 

aber keine Aussetzung der Reststrafen(n), weil keine ca. 10 %

Härtefallanrechnung (§ 67 Abs. 6 StGB) 

• Erledigung der Unterbringung und Nichtaussetzung 

der Reststrafe(n)  (§ 67d Abs. 5, 57 Abs. 1  StGB ).           ca. 60 %

- aufgrund fehlender Erfolgsaussicht!! -

• Erledigungsfeststellung der Unterbringung nach Ablauf 

der Höchstfrist und Aussetzung oder Nichtaussetzung          ca. 10 %

der Reststrafe (§§67 Abs. 4 , 57 Abs. 1 StGB)

• nachträgliche Überweisung in Vollzug des § 63 StGB (§ 67a StGB)       ca.

• nachträgliche Anordnung von Vorwegvollzug (§ 67 Abs. 2, 3 StGB)     1 %



Erfolgsaussicht im Gesetz

Historischer Rückblick/Terminologie:

§ 64 Abs. 2 StGB a.F.: 

„Die Anordnung unterbleibt, wenn eine Entziehungskur von vornherein

aussichtslos erscheint.“

BVerfGE 91, 1 (d.h. seit 1994): 

hinreichend konkrete Erfolgsaussicht muss positiv festgestellt werden.

Seit 2007: Gesetzestext § 64 Satz 2 StGB:
Hinreichend konkrete Aussicht, die Person durch die Behandlung zu heilen oder über 

eine erhebliche Zeit vordem Rückfall in den Hang zu bewahren und von der Begehung 

erheblicher rechtswidriger Taten abzuhalten, die auf ihren Hang zurückgehen. 

hinreichend konkrete Erfolgsaussicht ist  im Einzelfall anhand von 

konkreten Anhaltspunkten  positiv festzustellen. 



Erfolgsaussicht in der Praxis

aber: „Erfolgsaussicht“ in der Praxis der anordnenden Gerichte!?

LG-Beispiele: „Entziehungskur“ „erscheint nicht aussichtslos im 

Sinne  von § 64 Abs. 2 StGB“  (2012) ?!??

„ Möglichkeit eines Erfolges besteht“

„ Erfolgsaussicht kann nicht verneint werden“ (2019)

„Erfolgswahrscheinlichkeit von 30 %“  (2017)

„ spricht nichts gegen einen Erfolg“

„ nicht von vorneherein ausgeschlossen“

“ nicht von einem gänzlichen Fehlen eines Therapiewillens  auszugehen! 

(2020)

BGH: geht alles gar nicht!!!

vgl. NStZ-RR 2010, 141; NStZ-RR 2009, 48; U.v.10.08.2017 – 3 STR 275/17; 

B.v.01.06.2021 – 6 StR 113/2 



Jährliche Neuanordnungen 

gemäß § 64 StGB

Gesetzesreformen 

mit dem Ziel der 

Reduzierung von 

Unterbringungen

16.07.2007

29.04.2016



Thesen: 

1.

Die Frage der Erfolgsaussicht im Sinne des § 64 StGB ist 

der Hebel, um die Problematik der Überbelegungen und der 

langen Unterbringungsdauern in den Entziehungs-anstalten zu 

beenden.

(auch für die StVK aufgrund besserer Beurteilungslage)

2.

Solange eine Erfolgsaussicht immer schon deshalb (von 

Gericht und Therapeuten) unterstellt wird, weil eine (auch) 

süchtige Person "doch besser behandelt werden sollte, anstatt 

Strafhaft zu verbüßen, jedenfalls wenn  sie diese Therapie 

wünscht", bleibt es bei der Überbelegung.



fehlende Erfolgsaussicht !? (1)

(evt. auch schon für das Tatgericht erkennbare) 

Kriterien gegen eine Erfolgsaussicht

• Mehrere frühere Therapieabbrüche/erfolglose Therapien

• Keine Therapiebereitschaft von Anfang an

• Psychotische Erkrankung steht im Vordergrund

• Zusätzliche schwere Persönlichkeitsstörung

• Hohe kriminelle Identität seit Jugendalter/dissoziale Persönlichkeit

• Behandlung innerhalb der zur Verfügung stehenden Therapiezeit ist nicht  

zu schaffen (z.B. Schuldunfähige – 2 Jahre reicht meist nicht)

• Therapie konzeptionell nicht bis zu Ende durchführbar, weil

– keine Lockerungen vertretbar (SV, LL...)

– keine Schaffung sozialer Empfangsbedingungen sinnvoll/möglich 

– keine Entlassung in Freiheit möglich



Erfolgsaussicht (2)

(evt. auch schon für das Tatgericht feststellbare)

Weitere Kriterien gegen eine Erfolgsaussicht

• Ausreisepflichtige mit ungeklärter Bleibeperspektive ohne Arbeits- und 

Niederlassungserlaubnis/ ohne Pass-Papiere (BGH B.v. 16.07.2019 – 2 StR

241/19; BGH StV 2020, 586; BGH  B.v. 25.01.2022 - 3 StR 493/21 - juris)

• Fehlende Sprachkenntnisse, wenn Spracherwerb nicht zu erwarten ist

– Analphabeten

– Kein/kaum Schulbesuch

– seit Jahren/Jahrzehnten in Deutschland, ohne Deutsch gelernt 

zu haben (kein Interesse/keine Fähigkeit?!) 

– auf der Durchreise in Deutschland

– ohne Lebensmittelpunkt in Deutschland…

Schonung der sehr  teuren Behandlungskapazitäten! 

(ca. 250 Euro/Tag/Person) d.h. Vermeidung, dass 

Therapieplätze durch Personen mit sehr ungünstigen 

Ausgangsbedingungen blockiert werden! 

(BGH B.v.28.10.2008–5 StR 472/09, aber BGH StV 2021, 645 Portugiesin) 



Ausländische Untergebrachte im 

Vollzug d. § 64 StGB 



Abbruchquoten von Migranten 

im Vollzug d. § 64 StGB 



Erfolgreiche Therapie und 

fehlende Aussetzungsfähigkeit

Erfolgreicher Therapieabschluss

Aussetzung der Unterbringung und der Reststrafen

Entlassung in Freiheit!?

Kein Problem, wenn alle offenen Freiheitsstrafen bis zum 2/3-Zeitpunkt 

bzw. (bei Erstverbüßern) bis zur Hälfte verbüßt sind...

…und die Anlass-Strafe mindestens zur Hälfte als verbüßt gilt (§ 67 

Abs. 4 StGB)

Problem, wenn auch nur eine offene Freiheitsstrafe 

noch nicht bis zur Aussetzungsreife verbüßt ist. 

(§ 57 StGB, § 454b Abs. 4 StPO)



bei fehlender Aussetzungsfähigkeit:

keine der (Rest-) Freiheitsstrafen kann zur Bewährung 

ausgesetzt werden, § 57 StGB, § 454b Abs. 4 StPO 

d.h. nur die Unterbringung wird zur Bewährung ausgesetzt (§67d 

Abs. 2 StGB) 

Betroffene ist in Strafhaft zu überführen

Verlust der (evt. über Jahre aufgebauten) Empfangsbedingungen 

(Wohnung, Arbeit etc)

Verlust der Stabilität

Verlust der Abstinenz

Abschiebung in Heimatland

Ziele des aufwändigen, langen und kostenver-

ursachenden Maßregelvollzuges sind verfehlt.



Fehlende Aussetzungsfähigkeit

Beispiele:

1. Therapie schon vor Halbstrafe der Anlass-Strafe erfolgreich  abgeschlossen 

(sehr selten und wenn, dann bei sehr hohen Haftstrafen i.d.R. ab 6 Jahren 

ohne Vorwegvollzug) 

2. rechtskräftiger Widerruf einer verfahrensfremden noch nicht zur Hälfte 

verbüßten Bewährungs-Strafe nach Beginn des Maßregelvollzuges. (häufig)

3. Rechtkräftiger Widerruf vor Beginn der Maßregel (und kein Teil-Vollzug in 

Unterbrechung von Untersuchungshaft oder der Organisationshaft  - Fehler 

der StAen) 

4. nur Teilvollzug bis zur Halbstrafe einer verfahrensfremden Strafe, obwohl kein 

Erstverbüßer. (Fehler der StAen))



Lösungen?

zu 1.    Therapie “ zu schnell erfolgreich" § 67 Abs. 5 Satz 1 StGB

Anordnung des Vollzuges der Anlass-Strafe in der Entziehungsanstalt  

unter den Bedingungen des Maßregelvollzuges 

(sog. Fortsetzungsvollzug§ 67 Abs. 5 Satz 2   StGB)

zu 2.-4. führt zu fehlender Aussetzungsreife aller Strafen § 454 Abs. 4 StPO

Vollstreckung aller Strafen bis Aussetzungsreife § 454b Abs. 4 StPO, 

§ 44b StVollStrO vor Beginn der Maßregel 

Unterbrechung der Vollstreckung der Maßregel und Vollstreckung eines 

Teils der Strafe bis Aussetzungsreife § 454b Abs. 4 StPO, § 44b Abs. 1 

Satz 2 StVollStrO nach Beginn der Maßregel

sonst:            bleibt bei Aussetzung der Unterbringung nur:

a) evt. Härte i.S.d. § 67 Abs. 6 StGB?

b) Haftaufschub

c) Gnadenverfahren?

d) offener Vollzug ?



Anrechnung von Maßregelvollzug auf die 

Anlass-Strafe

Grundsatz:

Im Maßregelvollzug verbrachte Zeit wird (nur) bis zum rechnerischen 2/3-

Zeitpunkt der Anlassstrafe und nur auf diese angerechnet,§ 67 Abs. 4 StGB.

Ausnahme bei „unbilliger Härte“

BVerfG B.v. 27.03.2012, BVerfGE 130,372-403:

Anrechnungsvorschrift des § 67 Abs. 4 StGB ist insoweit verfassungswidrig und

unvereinbar mit Art. 2 II 2 GG, soweit diese Norm ausnahmslos ausschließt, die

Zeit des Vollzuges einer freiheitsentziehenden Maßregel der Besserung und

Sicherung auch auf verfahrensfremde Freiheitsstrafen anzurechnen.

dann:

Anrechnung, aber nur in besonderen Härtefälle 

… nur unter ganz engen Voraussetzungen 

(3 Kriterien des BVerfG/§ 67 Abs. 6 StGB)



Anrechnung auch auf verfahrensfremde Strafe?!

die 3 Kriterien des Bundesverfassungsgerichts zur unbilligen Härte.  

(im Fall eines nach § 63 StGB Untergebrachten)

Dass der Annahme einer „unbilligen Härte“  ein Ausnahmecharakter immanent ist, wird deutlich, 

wenn man die kumulativ gegebenen Umstände im konkreten Verfassungsbeschwerde-Fall 

betrachtet (s.Klammern):

1. die erheblich über die Summe aller Freiheitsstrafen hinausgehende 

Dauer des Freiheitsentzuges 
(Summe verfahrensfremdenFreiheitsstrafen: 5 J.   4 Mo. 

Anlass-Strafe  betrug nur 6 Mo.

Freiheitsentzug (U- und Strafhaft, Therapie)   6 J.  10 Mo.)

2. die mögliche Entwertung eines bereits erzielten Therapieerfolges 

(der Betroffene war nur bedingt haftfähig, aufgrund staatlichen Verschuldens war eine 

erforderliche und mögliche frühzeitigere Haftverbüßung unterblieben)

3.  der Beitrag, den der Betroffene selber zur konkreten Gestaltung des 

Vollstreckungsverfahrens geleistet hat

(keine Verlängerung der Therapie durch Umstände, die d. Betroffenen zurechenbar sind -

insbesondere Therapieunwilligkeit)



§ 67 Abs. 6 StGB, "Härtefall" ?!

Umsetzung der BVerfG-Vorgaben 1 : 1 durch den Gesetzgeber

in § 67d Abs. 6 StGB ( BGBl.I 1610, v. 01.08.2016)

= Normierung des „Härtefalls“ als Abwägungsentscheidung: 

„Das Gericht bestimmt, dass eine Anrechnung … auch auf eine verfahrensfremde

Strafe erfolgt, wenn deren Vollzug für die verurteilte Person eine unbillige Härte wäre.

Bei dieser Entscheidung sind insbesondere das

1. Verhältnis der Dauer des bisherigen Freiheitsentzuges zur Dauer der

verhängten Strafen,

2. der erzielte Therapieerfolg und seine konkrete Gefährdung

3. sowie das Verhalten der verurteilten Person im Vollstreckungsverfahren

zu berücksichtigen. …“

Problem: 

Aufweichung der Kriterien durch die Rspr. bis hin zu obligatorischer Verrechnung 

ohne Prüfung der Kriterien unter Aufgabe des gerechten  Schuldausgleichs 

zugunsten einer Mehrfachtäter-Priviligierung ?!?!

(vgl. OLG Schleswig B.v. 12.02.2020 – 2 Ws 128/19 m. (zu Recht ) abl. Anm. Peglau

jurisPR-StrR 16/2020)



"Härte i.S.d.§ 67 Abs. 6 StGB" (Rspr.)

"übermäßig erlittener Freiheitsentzug": 
...soll schon gegeben sein, wenn der Gesamtvollzug rechnerisch in der Summe den

gemeinsamen Zweidrittelzeitpunkt mindestens erreicht

OLG Düsseldorf, B.v.18.2.2014, III-2 Ws 69-71/14 –juris-

OLG Hamm, B.v.13.08.2018, Ws 267/18 – juris –

OLG Braunschweig B.v.08.12.2017 – 1 Ws 241/17 - juris

• Entwertung des Therapieerfolges durch Strafvollzug
...soll grundsätzlich gegeben sein,

wenn die Empfangsbedingungen (Wohnung, Arbeit, ambulante Therapie, Kontakt zu

Bew.-Hilfe...) durch den Straf-Vollzug gefährdet werden.

- jedenfalls, wenn der Therapieerfolg durch Strafvollstreckung stärker gefährdet erscheint

als bei einer Entlassung in Freiheit.

OLG Hamburg B.v. 14.03.2019 2 Ws 22-25/19

• Eigener erfolgreicher Beitrag d. Untergebrachten zum Erfolg
soll schon gegeben sein, wenn die Verzögerung des Resozialisierungserfolg nicht auf

dem Verhalten des Betroffenen beruht, und der Betroffene an der Therapie mitgewirkt hat.

OLG Hamburg B.v. 14.03.2019 2 Ws 22-25/19



"Härte i.S.d.§ 67 Abs. 6 StGB"

Kritik:

„übermäßig erlittenener Freiheitsentzug“ i.S.einer „Härte“: 

...nur, wenn die Gesamtdauer der Freiheitsentziehung (Strafhaft + Untersuchungshaft

+ einstweilige Unterbringung gemäß§126a StPO + Organisationshaft +

Maßregelvollzug) die Summe der verhängten Freiheitsstrafen signifikant übersteigt.

Vorher keine „unbillige Härte“ im Sinne einer unverhältnismäßigen Benachteiligung

(gerechter Schuldausgleich)

(Trenckmann “Härte oder Privileg“ R & P 2017, 17ff; LG Kleve B.v. 28.08.2012 -180 StVK

359/12 –juris; OLG Nürnberg B.v.22.11.2012 -2 Ws 460/12 – juris)

• Entwertung des Therapieerfolges durch Strafvollzug – konkret!

...kann nicht ohne weiteres unterstellt werden, ohne den grundsätzlichen Rehabilitations-

und Resozialisierungsauftrag des Strafvollzuges völlig in Frage zu stellen.

• Eigener erfolgreicher Beitrag d. Untergebrachten zum Erfolg 

...ist bei Therapie nach § 64 StGB ohnehin immanent, sonst wäre die Therapie längst 

erledigt worden (§ 67d Abs. 5 StGB)



Härtefälle!?

Konsequenzen der ausufernden Härtefall-Rspr.: 

• Bewusstes Taktieren d. Untergebrachten (und Therapeuten) zwecks Erreichen 

von ausreichend/mehr anrechenbarer Zeit, damit Entlassung in Freiheit möglich.

Verzögerung eines erfolgreichen Therapieabschlusses ggfls. bis zum Erreichen  

der Höchstfrist (späte Lockerungen, Rückfälle, Wiederaufnahmen in Klinik)

... attraktiv:

– bei vielen und hohen verfahrensfremden Freiheitsstrafen (Mehrfachstraftätern)    

(je mehr Zeit im § 64 StGB, um so mehr Anrechnungszeiten)

– bei schon weitgehenden Lockerungen (Probewohnen/Dauerurlaub – relative 

Freiheit)

– besonders bei von Abschiebung bedrohten Personen, die während der Maßregel 

nicht abgeschoben werden und  (noch) keine Bleibeperspektive haben (auf Zeit 

spielen)

Höhere Verweildauern gerade bei Mehrfachstraftätern feststellbar.

§ 67 Abs. 6 StGB passt einfach nicht zu § 64 StGB!



Fortsetzungsvollzug § 67 Abs. 5 Satz 2 StGB

in der Entziehungsanstalt?!

-• Fortsetzungsvollzug auch für verfahrensfremde Strafen

§ 67 Abs. 6 Satz 5 StGB i.V.m. § 67 Abs. 5 Satz 2 StGB?!

…wenn die Zeit, welche bei Annahme eines sog. Härtefalls auf verfahrensfremde Strafen

angerechnet werden kann, nicht ausreicht, um alle verfahrensfremden Strafen bis zum

Zweidrittel-Zeitpunkt als verbüßt anzusehen.

(aber: nur wenn positive Härtefallentscheidung vorausgegangen ist: BT Drs. 18/244 

S.29; OLG Saarbrücken, B.v.03.09.2018 – 1 Ws 164/18 – juris)

• kein Fortsetzungsvollzug /kein Verbleib im Maßregelvollzug nach 

Höchstfristablauf !

...(anders als bei der unbefristeten Unterbringung nach § 63 StGB) 

ab Höchstfrist kein Raum für den Weitervollzug der Maßregel nach § 64 StGB

(vgl. OLG Braunschweig B.v.03.06.2019 – 1 Ws 39/19 juris.)

• (kein) weiterer Verbleib im Maßregelvollzug bei 

(noch) negativer Kriminalprognose?!

... (Vollzugskontinuität wenn Behandlungsziel des § 64 StGB erreicht)



Warten auf eine echte Reform?!

Die für 2022 geplante Reform des § 64 StGB  greift zu kurz und wird die Erwartungen 

an eine Reduzierung von Unterbringungszeiten und Belegungszahlen nicht erfüllen. 

Anreize für Straftäter mit hoher Haftstrafe und verfahrensfremden Strafen bleiben! 

Gründe:

1. Auch wenn der Anreiz der sog. Halbstrafenentlassung explizit aus der Norm des § 67 

Abs. 5 Satz 1 StGB gestrichen wird, hat eine ausdrückliche Verweisung auf § 57 Abs. 2 

StGB den gleichen Anreiz-Effekt, weil damit eine erfolgreiche Therapie grundsätzlich als 

„besonderer Umstand“ im Sinne dieser Norm betrachtet impliziert wird. 

2. Die geplante Änderung des § 67 Abs. 2 Satz 2 StGB legt dies als Regel-Ausnahme 

auch bei der Berechnung des Vorwegvollzuges nahe.  

3. Das mit § 67 Abs. 6 StGB gerade für hoch kriminelle Mehrfachstraftäter nach § 64 

StGB besonders attraktive Angebot einer – sonst nicht möglichen – Anrechnung von 

Maßregelvollzug auf verfahrensfremde Strafen bis zum 2/3-Zeitpunkt … und evt. 

darüber hinaus, privilegiert diese Tätergruppe weiterhin unangemessen …

…und lässt diese eine Verlängerung der Unterbringungszeit deutlich über den 2/3-Zeitpunkt 

hinaus anstreben, möglichst im Dauerurlaub/Probewohnen, damit am Ende genügend 

anrechnungsfähige Zeit zur Verfügung steht.



Was wäre eine echte Reform?!

Vorschlag für die nächste Reform des § 64 StGB:

Entziehungsanstalten werden Spezial-Einrichtungen der 

Justizvollzugsanstalten

• Erhalt der hervorragenden Ressourcen und Therapiekonzepte der 

Entziehungsanstalten

• Ressourcen kommen allen süchtigen Straftätern auch im Strafvollzug (bis zu 

50%) zu Gute

• Derzeit keine ausreichenden Suchttherapien in den Justizvollzugsanstalten

• Synergie-Effekte der Rehabilitations- und Resozialisierungsangebote, die 

derzeit sowohl im Strafvollzug als auch im Maßregelvollzug vorgehalten 

werden. 

• Arbeiten und Probewohnen (=Erprobung) für alle Straftäter

§ 64 StGB kann als Maßregel ersatzlos entfallen. 

§§ 67ff StGB sind entsprechend anzupassen. 



Folgen des Wegfalls des § 64 StGB

Wenn es die Maßregel nach § 64 StGB nicht mehr gibt, gibt es nur 

Vorteile

• Keine ausdrückliche Anordnung einer Suchttherapie durch das Tatgericht 

• Kein Sachverständigengutachten zur Frage einer Suchttherapie

• Therapie gehört zum Resozialisierungsauftrag einer Justizvollzugsanstalt 

(vergleichbar § 66c StGB). 

• Teilnahme an der Sucht-Therapie (Wann? Wie? Warum nicht? Wie lange?…) 

ist Vollzug und nicht Vollstreckung. 

• Von Seiten der Justizvollzugsanstalt kann auf aktuelle Entwicklungen flexibel 

reagiert werden (Therapiemotivation, Krisen, Rückfälle etc.) 

• Anrechnungsfragen Maßregel ./. Anlass-Strafe ./. Verfahrensfremde Strafen 

stellen sich nicht mehr. 

• Eine während der Haft erfolgreiche Suchttherapie ist ein wichtiges 

Prognosekriterium für eine künftige Aussetzung der Reststrafe(n).



Vielen Dank für 

Ihre Aufmerksamkeit!!

Für weitere Fragen oder Anregungen gerne:

bettinatrenckmann@t-online.de


